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Brasilien hat im Rahmen  
seiner G20-Präsidentschaft  
einen Vorstoß für eine global 
koordinierte Mindeststeuer  
für Hochvermögende ge-
macht. Die geschätzten zu- 
sätzlichen Einnahmen lägen 
bei weltweit 242 Milliarden  
bis 377 Milliarden US-Dollar 
oder sogar noch höher.

Die Autor_innen bewerten  
eine Einführung in Deutsch-
land als rechtlich unproblema-
tisch. Ihren Schätzung zufolge 
würde die Steuer Einnahmen 
von 11 bis 28 Milliarden Euro 
einbringen und nur etwa 250 
bis 5.000 Haushalte betreffen. 
Die Erhebungskosten wären 
entsprechend gering.

Die nötigen Bewertungsgrund-
lagen und Abwehrmaßnah-
men gegen Steuerflucht sind 
in Deutschland bereits weitge-
hend vorhanden. Deutschland 
würde von einem verbesserten 
Datenaustausch und einer Er-
weiterung der bisher in den 
Doppelbesteuerungsabkom-
men beschränkten Besteue-
rungsrechte profitieren.
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FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG – “MILLIARDÄR_INNEN GERECHT BESTEUERN? 

Im Auftrag der brasilianischen G20 Präsidentschaft hat der 
Ökonom Gabriel Zucman im Juni 2024 einen Vorschlag für 
eine global koordinierte Mindeststeuer für Hochvermögen-
de vorgelegt. Nach seinen Berechnungen würde eine zwei-
prozentige Steuer auf ihr Vermögen unter Einrechnung ihrer 
bisherigen Steuerzahlungen einem Steuersatz von ungefähr 
50 Prozent auf ihre Einkommen entsprechen. In den meisten 
Ländern würde sie also dafür sorgen, dass Superreiche ähn-
liche Steuer- und Abgabensätze zahlen wie die Mittelschicht 
und sie würde Vermögensanhäufung ähnlich besteuern wie 
Vermögensaufbau durch Arbeit. 

Allein von den in der Forbes-Liste erfassten Milliardär_innen 
würde sie weltweit 242 Milliarden US-Dollar zusätzliche Ein-
nahmen generieren. Bei einer Freigrenze von 100 Millionen 
wären es sogar 377 Milliarden. Bei einer konsequenten Um-
setzung dürften die tatsächlichen Einnahmen noch deutlich 
höher sein.

Auch in Deutschland würde eine solche Steuer für mehr 
Steuergerechtigkeit sorgen. Sie wäre rechtlich unproblema-
tisch. Nach unserer Schätzung würde sie je nach Ausgestal-
tung Einnahmen von elf bis 28 Milliarden Euro einbringen 
und nur etwa 250 bis 5.000 Haushalte betreffen. Die Erhe-
bungskosten wären entsprechend gering. Die nötigen Be-
wertungsgrundlagen und Abwehrmaßnahmen gegen Steu-
erflucht sind in Deutschland bereits weitgehend vorhanden. 
Trotzdem würde Deutschland von einem verbesserten Da-
tenaustausch und einer Erweiterung der bisher in den Dop-
pelbesteuerungsabkommen beschränkten Besteuerungs-
rechte, vor allem aber von europäischen und internationalen 
Anstößen profitieren.
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Das Problem: Hohe Vermögensungleichheit und Steuerprivilegien für Vermögensanhäufung

Unter dem Druck von Lobbyorganisationen und Steueroa-
sen haben sich viele Staaten in den letzten Jahrzehnten mit 
Steuersenkungen für die Superreichen und ihre Unterneh-
men gegenseitig unterboten. Die Konsequenz: Superreiche 
Unternehmenseigentümer_innen zahlen in vielen Ländern 
niedrigere Steuern als ihre Angestellten (EU-Tax Observato-
ry, 2023). Vermögen anzuhäufen ist steuerlich günstiger als 
Vermögen zu erarbeiten. Weil große Vermögen noch dazu 
höhere Renditen erwirtschaften, konzentrieren sich die Ver-
mögen immer stärker in den Händen Weniger. Statt in eine 
nachhaltige Zukunft für alle zu investieren, steuern sie die 
Welt in immer größere Krisen (UNRISD, 2022).

In Deutschland sind die Vermögen mittlerweile so ungleich 
verteilt, wie in wenigen anderen Ländern. Aus der nivellier-
ten Mittelstandsgesellschaft der Nachkriegszeit ist eine Er-
bengesellschaft geworden. Der effektive Steuersatz für in 
den Beteiligungsgesellschaften der Milliardär_innen ange-
häufte Vermögen hat sich in den letzten dreißig Jahren 
mehr als halbiert (Jirmann und Trautvetter, 2024a). Allein 
durch die ausgesetzte Vermögensteuer fehlen der Gemein-
schaftskasse seit 1997 schätzungsweise knapp 400 Milliar-
den Euro. Sie wurden durch Steuererhöhung für die Vielen 
kompensiert. Gleichzeitig sind die 100 größten Vermögen 
seit 2001 um 460 Milliarden Euro gewachsen (Alka und 
Trautvetter, 2024). Der Anteil von vermögensbezogenen 
Steuern am Steueraufkommen ist von zehn Prozent im Jahr 
1950 auf weniger als ein  Prozent gesunken (Jirmann und 
Trautvetter, 2024b). 

Verschiedene Vorschläge – von der Wiedereinführung der 
ausgesetzten Vermögensteuer in Deutschland über die eu-
ropäische Bürgerinitiative »Tax the rich« bis hin zum Vor-
schlag einer internationalen Mindeststeuer für Superreiche – 
wollen das ändern.
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DAS PROBLEM: HOHE VERMÖGENS
UNGLEICHHEIT UND STEUERPRIVILEGIEN 
FÜR VERMÖGENSANHÄUFUNG

WOHLHABEND? REICH? SUPER
REICH? ULTRAREICH? ÜBERREICH?

Laut Armuts- und Reichtumsbericht der Bundes-
regierung ist eine Person dann reich, wenn sie 
mehr als das Doppelte des Nettoäquivalenzein-
kommens, also mehr als 4.200 Euro pro Monat 
zur Verfügung hat, ein Vermögenseinkommen 
von über 5.000 Euro bezieht oder wenn sie ein in-
dividuelles Nettovermögen von mehr als 500.000 
Euro besitzt. Das entspricht etwa den reichsten 
zehn  Prozent der Bevölkerung in Bezug auf Ein-
kommen und Vermögen. Wohlhabend dürfte da-
für die treffendere Bezeichnung sein. 

Ab einem Vermögen von rund 1,3 Millionen Euro 
gehört man in Deutschland zum vermögends-
ten  Prozent (Schröder et al., 2020). Eine Rendite 
von vier  Prozent reicht dann für ein monatliches 
Einkommen von 4.000 Euro. Ein Vermögen von 20 
Millionen erzielt bei einer Rendite von fünf Prozent 
ein Millioneneinkommen – ohne dass die Eigentü-
mer dafür arbeiten müssen. Die Schweizer UBS 
Bank nutzt in ihrem Vermögensbericht den engli-
schen Begriff »Ultra-high-net-worth-individual« 
(frei übersetzt: »Ultrareiche«) für Menschen mit ei-
nem Vermögen von mehr als 50 Millionen US-Dol-
lar. Spätestens da bedeutet zusätzliches Vermö-
gen vor allem mehr Macht.
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FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG – “MILLIARDÄR_INNEN GERECHT BESTEUERN? 

Im Auftrag der brasilianischen G20-Präsidentschaft hat 
Gabriel Zucman, Ökonom und Direktor des EU-Tax-Obser-
vatory, einen Vorschlag erarbeitet, der dafür sorgen soll, 
dass Superreiche gerecht besteuert werden (Zucman, 2024). 
Anhand von Daten aus den USA, Frankreich, den Niederlan-
den, Italien, Norwegen und Schweden zeigt Zucman, dass 
Superreiche effektiv niedrigere Steuern zahlen als die Mittel-
schicht. Grund dafür ist, dass sie nur einen sehr kleinen Teil 
ihrer Einkommen aus Arbeit beziehen. Der größte Teil 
stammt aus Unternehmensgewinnen, Dividenden, Zinsen, 
Mieteinnahmen und der Wertsteigerung ihres Vermögens. 
Diese Vermögenseinkommen werden aber in vielen Ländern 
niedriger besteuert als Arbeit. 

Um das zu ändern, schlägt Zucman eine globale Mindest-
steuer für Superreiche vor. Damit knüpft er an die im Jahr 
2021 von 137 Staaten vereinbarte Mindeststeuer für Unter-
nehmen von 15 Prozent an. Für die Erhebung der Mindest-
steuer für Superreiche schlägt Zucman vor, nicht das Ein-
kommen, sondern das Vermögen als Berechnungsgrundla-
ge zu verwenden, weil das für die Behörden leichter zu er-
fassen und für die Steuerpflichtigen schwieriger zu manipu-
lieren sei. 

Auf Grundlage von seit 1980 erhobenen Forbes-Daten zu 
Milliardär_innen weltweit schätzt Zucman deren durch-
schnittliches jährliches Vermögenswachstum auf 7,5 Prozent 
nach Inflation. Am Beispiel Frankreichs zeigt er, wie eine Ver-

mögensteuer von zwei Prozent zusätzlich zu den bisher von 
den Superreichen gezahlten Steuern zu einer gerechteren 
Besteuerung beitragen würde. Den Daten zufolge zahlen 
Superreiche dort weitestgehend nur Unternehmenssteuern, 
die im Durchschnitt bei 25 Prozent liegen. Bei einer Rendite 
von 7,5 Prozent erhöht die zweiprozentige Vermögensteuer 
den Steuersatz auf die Vermögenserträge um etwa 27 Pro-
zent auf insgesamt 52 Prozent. Weitere Steuern auf Vermö-
genserträge könnten nach seinem Vorschlag auf die Vermö-
gensteuer angerechnet werden (Tabelle 1).

Als Alternative zu seiner Kombination aus Einkommens- 
und Vermögensteuer schlägt Zucman eine Sollertragsteuer 
(1) und eine erweiterte Einkommensteuer (2) vor. 

(1)	� Bei der Sollertragsteuer würde nicht das tatsächliche 
Einkommen, sondern ein gesetzlich normierter Soller-
trag besteuert. Bei einem angenommenen Ertrag von 
sechs Prozent wird die zweiprozentige Vermögensteuer 
durch einen Steuersatz von 33,3 Prozent erreicht.

(2)	� Bei der erweiterten Einkommensteuer würde ein breites 
Spektrum von »wirtschaftlichen« Einkommen, ein-
schließlich nicht realisierter Kapitalgewinne, besteuert. 
In der von Joe Biden vorgeschlagenen »Milliardärs-Min-
desteinkommensteuer« zum Beispiel mit 25 Prozent. Bei 
einer Rendite von acht  Prozent entspricht das einer 
Steuer von zwei Prozent auf das Vermögen. 

Tabelle 1
Rechenbeispiel zur Mindeststeuer

Quelle: Eigene Darstellung

Vermögen 1.000.000.000

Rendite (7,5%) 75.000.000

Unternehmensteuer (25%) 18.750.000

Vermögensteuer (2%) 20.000.000

Gesamt 38.750.000

Steuersatz 51,7%
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DER LÖSUNGSVORSCHLAG:  
GERECHTERE BESTEUERUNG  
VON GROSSEN VERMÖGEN
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Tabelle 2
Einnahmen aus einer weltweiten Mindeststeuer auf Vermögen

Quelle: Zucman, 2024

1% 2% 3%

über 1 Milliarde 100 242 384

100 Millionen bis 1 Milliarde 0 135 305

Gesamt 100 377 688

Auch in den Varianten (1) und (2) wären bereits gezahlte Ein-
kommensteuern – mit Ausnahme der Steuern auf Unterneh-
mensgewinne – anrechenbar. In Kombination mit der Min-
deststeuer auf Unternehmensgewinne von 15 Prozent und 
bei der Rendite von 7,5 Prozent ergäbe sich somit ein Min-
deststeuersatz von etwa 40  Prozent. Für kurzfristige 
Schwankungen des Ertrags sieht der Vorschlag Glättungs-
mechanismen, wie Ratenzahlungen vor. Bei Vermögen mit 
dauerhaft deutlich höheren oder niedrigeren Renditen wür-
de der Steuersatz entsprechend abweichen.

VERMÖGENSTEUER VS.  
ERBSCHAFTSTEUER

Zucman vergleicht seinen Vorschlag auch mit einer 
Erbschaftsteuer. Unter der Annahme, dass ein Leben 
100 Jahre dauert, würde eine 40-prozentige Steuer 
auf die Weitergabe ihm zufolge einer jährlichen Steuer 
von 0,4 Prozent entsprechen. In Deutschland beträgt 
der Steuersatz für große Vermögensübertragungen in-
nerhalb der Familie 30 Prozent. Die meisten Vermögen 
werden aber im Abstand von etwa 30 Jahren an die 
nächste Generation übertragen. Das entspräche einer 
jährlichen Steuer von einem Prozent. Wie in vielen Län-
dern weltweit enthält die deutsche Erbschaft- und 
Schenkungsteuer aber weitreichende Ausnahmen, die 
dazu führen, dass die größten Übertragungen statt 
mit 30 Prozent effektiv mit weniger als einem Prozent 
besteuert werden (Jirmann 2024). Würde man diese 
Ausnahmen abschaffen und die Steuer bei Bedarf 
stunden und die Zahlung über längere Zeiträume ge-
statten, entspräche das in etwa dem Effekt einer jähr-
lichen Vermögensteuer, ist aber vom Besteuerungsan-
lass nicht vergleichbar. Um für eine gerechte Besteue-
rung zu sorgen, würde es in jedem Fall nicht reichen.

WER WÄRE VON DER STEUER 
BETROFFEN UND WIE HOCH  
WÄREN DIE EINNAHMEN?

Je nach Ausgestaltung schätzt Zucman das potenzielle welt-
weite Aufkommen seiner Mindeststeuer auf 100 bis 688 Mil-
liarden US-Dollar (Tabelle 2). 

Als Grundlage für seine Schätzung nutzt er Daten des For-
bes-Magazins. Die Journalist_innen zählen weltweit rund 
2.800 Milliardär_innen und schätzen ihr Gesamtvermögen 
auf 14,2 Billionen US-Dollar. Deren bisherige Einkommen-
steuerzahlungen schätzt Zucman basierend auf den vorlie-
genden Länderstudien auf 0,3  Prozent, bezogen auf ihr 
Vermögen. Für Vermögen über 100 Millionen US-Dollar 
schreibt er Schätzungen des World Inequality Labs (Chanel 
et al., 2021) fort und nimmt anrechenbare Steuern von 
1,2 Prozent an. Steuervermeidung und -hinterziehung wür-
de diese Einnahmen nach seiner Schätzung um maximal 
20 Prozent verringern.

WER ERHEBT DIE STEUER UND  
WELCHE ROLLE SPIELT DIE 
INTERNATIONALE ABSPRACHE?

Ähnlich wie bei der Mindeststeuer für Unternehmen soll die 
Steuer auf nationaler Ebene erhoben werden. Die unter-
schiedlichen Umsetzungsvarianten sorgen dafür, dass die 
Steuererhebung an das jeweilige Rechts- und Steuersystem 
angepasst werden kann. Die internationale Koordination 
hätte vor allem drei Funktionen:

1.	� Sie reduziert den Anreiz zur Steuer- und Kapi-
talflucht. Verlangen andere Länder ebenfalls höhere 
Steuern, lohnt sich steuermotivierte Vermögensverlage-
rung weniger. Davon profitieren laut Zucman vor allem 
kleine und ärmere Länder, weil die Mobilität dort meis-
tens höher ist. Eine globale Mindeststeuer würde es 
Staaten damit ermöglichen, auch über den vereinbarten 
Mindeststeuersatz hinauszugehen. Um den Effekt von 
Steuerflucht zu verringern, schlägt Zucman außerdem 
eine Wegzugsteuer kombiniert mit einer zeitlich be-
grenzten Steuerpflicht im Herkunftsland für Menschen 
vor, die vor der Steuer fliehen. Um eine solche Steuer-
pflicht umzusetzen könnte der bestehende internatio-
nale Informationsaustausch zu Finanzkonten für die Be-
troffenen um ehemalige Wohnsitze ergänzt werden. 

2.	� Sie verbessert die Datenverfügbarkeit. Für die Er-
hebung der Steuer müssten Vermögen weltweit den fi-
nalen Eigentümer_innen zugeordnet und bewertet 
werden. Laut Zucman geht es dabei vor allem um Un-
ternehmensvermögen. Etwa die Hälfte davon ist bör-
sennotiert und dadurch bewertet. Die meisten anderen 
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FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG – MILLIARDÄR_INNEN GERECHT BESTEUERN? 

vergleichbar groß und dadurch ähnlich leicht bewert-
bar. Die Eigentümer_innen der meisten großen Unter-
nehmen dürften den Steuerbehörden bereits bekannt 
sein. Zucman schlägt trotzdem vor, die bereits jetzt un-
ter den Steuerbehörden ausgetauschten länderbezoge-
nen Berichte um Informationen zu den finalen Eigentü-
mer_innen zu ergänzen und damit auch Eigentümer_in-
nen mit kleineren Anteilen – z.B. bis zur Schwelle von 
einem Prozent – einzubeziehen. Vor allem aber würden 
Vermögenserklärungen der Steuerpflichtigen und ihrer 
Berater_innen sowie deren Austausch unter den Behör-
den für mehr Transparenz sorgen. Eine Erweiterung des 
bestehenden Informationsaustauschs, könnte auch für 
Vermögenswerte wie Immobilien, Kunst oder Kryp-
towährungen sowie das Eigentum an Briefkastengesell-
schaften in Schattenfinanzplätzen, die einen Teil der 
Vermögenswerte halten, für mehr Transparenz sorgen.

3.	� Sie dient als Druckmittel gegen nicht kooperative 
Staaten. Zusätzlich zur beschränkten Steuerpflicht 
nach dem Wegzug schlägt Zucman vor, dass die an der 
Mindeststeuervereinbarung teilnehmenden Staaten 
auch Superreiche aus nicht kooperativen Staaten be-
steuern sollen. Grundlage dafür könnte ihr Vermögen 
im entsprechenden Land sein. Schon heute werden Im-
mobilien größtenteils in dem Land besteuert, in dem sie 
liegen und die deutsche Vermögensteuer wurde zur 
Hälfte auf Ebene der in Deutschland ansässigen Unter-
nehmen und damit auch von ausländischen Eigentü-
mer_innen erhoben. Nach Zucmans Vorschlag könnte 
die Steuer zusätzlich von ausländischen Unternehmen 
erhoben werden, die im Land aktiv sind oder Vermögen 
besitzen. Ob das möglich ist, entscheiden vor allem die 
vielen bestehenden bilateralen Doppelbesteuerungsab-
kommen. Die OECD und die UN könnten ihre Abkom-
mensstandards in diesem Sinne weiterentwickeln und 
möglicherweise bestehende Abkommen durch eine 
multilaterale Vereinbarung ergänzen.

EINE EUROPÄISCHE UMSETZUNG?

Die europäische Bürger_inneninitiative »Tax the rich« 
fordert eine europäische Vermögensteuer.1 Eine sol-
che Steuer müsste der Rat der europäischen Mit-
gliedsstaaten einstimmig beschließen. Grundlage da-
für wäre Artikel 115 des Vertrags über die Arbeitswei-
se der EU, der eine solche Maßnahme erlauben wür-
de, wenn dadurch das Funktionieren des Binnenmark-
tes unmittelbar betroffen ist. Um erfolgreich zu sein, 
muss die Initiative zunächst bis zum 9. Oktober 2024 
eine Millionen Unterschriften sammeln. Insgesamt al-
so kein leichter Weg, aber die europäische Einigung 
auf eine Mindeststeuer für Unternehmen und auf eine 
Übergewinnsteuer für Mineralölkonzerne zeigt, dass 
es mit dem entsprechenden Willen möglich ist.

1	 Weitere Informationen zur Bürger_inneninitiative »Tax the rich« un-
ter: https://eci.ec.europa.eu/038/public/#/screen/home.
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Eine passende Lösung für Deutschland?!
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EINE PASSENDE LÖSUNG  
FÜR DEUTSCHLAND?!

Deutschland gehört nicht zu den Beispielländern in Zuc
mans Vorschlag. Das liegt auch daran, dass die nötigen 
Daten zur Berechnung der effektiven Besteuerung der Su-
perreichen hier fehlen. Ob der Vorschlag in Deutschland 
rechtlich und technisch umsetzbar wäre und für mehr 
Steuergerechtigkeit sorgen würde, lässt sich trotzdem 
analysieren.

DER EFFEKTIVE STEUERSATZ  
DER SUPERREICHEN

Modellrechnungen für konkrete Beispiele zeigen, dass Su-
perreiche auch in Deutschland jenseits der Unternehmens-
steuern kaum Einkommensteuern zahlen, wenn sie ihre Ver-
mögen anhäufen. Auf die Multi-Millionen- und Milliarden
einkommen fallen typischerweise etwa 25 bis 30 Prozent an 
und damit nur etwa die Hälfte des regulären Höchststeuer-
satzes von 45 Prozent (zzgl. Soli 47,5 Prozent) (Jirmann und 
Trautvetter, 2024a).

Bei durchschnittlichen Einkommen summieren sich Steuern 
und Sozialabgaben (einschließlich des Arbeitgeberanteils) 
auf etwa 43 bis 48 Prozent. Unternehmensgewinne werden 
dagegen nur mit etwa 30 Prozent, Einnahmen von Immobi-
lienunternehmen sogar nur mit 15  Prozent, zzgl. Soli be-
steuert. Werden sie im Unternehmen oder in einer Holding-
gesellschaft angespart, kommen lediglich maximal 1,5 Pro-
zent Steuern hinzu (§ 8b KStG). Die Wertsteigerung von Im-
mobilien, Bitcoins oder Oldtimern ist nach entsprechender 
Wartezeit steuerfrei und Zinseinnahmen werden pauschal 
mit nur 25 Prozent besteuert.

�RECHTLICHE UND STEUERTECHNISCHE 
BESONDERHEITEN

Eine Vermögensteuer ist rechtlich möglich und sogar 
geboten: Das deutsche Grundgesetz lässt eine Vermö-
gensteuer ausdrücklich zu (Art. 106 GG). In seiner Ent-
scheidung zur Vermögensteuer im Jahr 1995 bemängelte 
das Verfassungsgericht lediglich die ungleiche Bewertung 
von Vermögen, vor allem durch die veraltete Bewertungs-
grundlage bei Immobilien. Die Entscheidung stellte aber 
explizit fest: Nicht nur tatsächlich zugeflossene, sondern 
auch üblicherweise erzielbare Erträge (sog. Sollerträge) 

können besteuert werden.2 Ein aktuelles Gutachten kommt 
zu dem Ergebnis, dass eine Vermögensteuer wegen der 
hohen Ungleichheit rechtlich sogar geboten wäre (Thiele, 
2023).

Die Anrechenbarkeit der Einkommensteuer und die 
vorgeschlagenen Sätze beseitigen letzte rechtliche 
Zweifel: In einem sogenannten obiter dictum des Bundes-
verfassungsgericht-Urteils äußerten sich die beteiligten Rich-
ter_innen jenseits des eigentlichen Verfahrensgegenstandes 
auch zu einer angemessenen Höhe einer Vermögensteuer. 
Der dabei gefasste Halbteilungsgrundsatz besagte, dass Ein-
kommen insgesamt nicht höher als 50  Prozent besteuert 
werden dürfen. Er wurde aber in einer weiteren Entschei-
dung des Gerichts im Jahr 2006 wieder verworfen.3 Unab-
hängig davon würde der Vorschlag von Zucman dem Halb-
teilungsgrundsatz in der Mehrheit der Fälle entsprechen. Ei-
ne auf persönliche Einkommen-, Körperschaft- und Gewer-
besteuer anrechenbare Vermögensteuer wurde übrigens be-
reits im Jahr 2003 vorgeschlagen (Jarass und Obermaier, 
2003). Deutsche Besonderheit bei der Anrechnung der Steu-
er: Bei Personengesellschaften müsste ein Teil der Einkom-
mensteuer von der Anrechnung ausgenommen werden, um 
eine Gleichbehandlung mit Kapitalgesellschaften sicherzu-
stellen.

Die rechtliche und technische Grundlage für die Be-
wertung ist vorhanden: Wesentliche Voraussetzung für 
die Erhebung der Steuer ist eine gleichmäßige Bewertung 
der Vermögenswerte. Zucman schlägt dafür vereinfachte Be-
wertungsmethoden vor. Das deutsche Bewertungsgesetz 
enthält vor allem für Erbschaften und Schenkungen bereits 
umfassende Regeln für die Bewertung, einschließlich verein-
fachter Methoden, die sich in der Praxis weitgehend be-
währt haben. Auch das Problem mit den veralteten Immobi-
lienwerten ist durch die Reform der Grundsteuer weitge-
hend behoben.

Die meisten der von Zucman geforderten Begleit-
maßnahmen gibt es bereits: Deutschland erhebt seit 
1972 eine Wegzugsteuer und hat sie seitdem schrittweise 
verschärft. Das Doppelbesteuerungsabkommen zwischen 

2	 Vergleiche BVerfG Beschluss vom 22.06.1995 – 2 BvL 37/91

3	 Vergleiche BVerfG, Beschluss vom 18.01.2006 – 2 BvR 2194/99
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Deutschland und der Schweiz sieht bereits eine erweiterte 
beschränkte Steuerpflicht beim Wegzug in die Schweiz vor. 
Allerdings wird bis heute vor Gerichten verhandelt, ob die 
Wegzugsteuer möglicherweise gegen die europäische Nie-
derlassungsfreiheit verstößt. Eine europäische oder globale 
Einigung wäre also auch für Deutschland hilfreich. 

Deutschland nimmt außerdem nicht nur am internationalen 
Informationsaustausch teil, sondern erhält aus den europäi-
schen Nachbarländern noch weitergehende Informationen. 
Allerdings fehlen Informationen über Immobilienvermögen 
im In- und Ausland. Die Informationen zu wirtschaftlich Be-
rechtigten von in- und ausländischen Gesellschaften und zu 
Minderheitsaktionär_innen von großen Aktiengesellschaf-
ten sind lückenhaft. Anders als in den USA gibt es in 
Deutschland schließlich keine an die Staatsangehörigkeit 
gebundene Steuerpflicht. Das ist aber für Zucmans Vor-
schlag weder nötig noch empfohlen.

DISKRIMINIERUNG VON  
MILLIARDÄR_INNEN?

Eine Steuer für Milliardär_innen würde in Deutsch-
land wenige hundert Personen treffen. Verstößt das 
möglicherweise gegen den Gleichheitsgrundsatz 
(Art. 3 Abs.1 GG)? Aus dem allgemeinen Gleich-
heitssatz ergibt sich, dass wesentlich Gleiches gleich 
(horizontale Steuergerechtigkeit) und wesentlich 
Ungleiches ungleich (vertikale Steuergerechtigkeit) 
zu behandeln ist. Im Bereich des Steuerrechts hat 
der Gesetzgeber zwar grundsätzlich einen weitrei-
chenden Entscheidungsspielraum, er muss eine Ent-
scheidung aber am Prinzip der finanziellen Leis-
tungsfähigkeit ausrichten und Ungleichbehandlun-
gen sachgerecht begründen (Willkürverbot). Es ist 
fraglich, ob sich ausreichend begründen lässt, war-
um gerade die Personengruppe der US-Dollar-Milli-
ardär_innen einer zusätzlichen Steuer unterliegen 
sollte, während Personen mit einem geringeren 
Vermögen – etwa Multimillionär_innen – die jedoch 
ebenfalls von Sonderregelungen für Kapitaleinkom-
men profitieren, nicht betroffen wären. Ein deutlich 
niedrigerer Freibetrag wäre daher ratsam. Dafür 
sollte genauer geprüft werden, ab welcher Vermö-
genshöhe typischerweise hohe wirtschaftliche Ein-
kommen generiert werden, die bisher nicht steuer-
pflichtig sind. 

STEUEREINNAHMEN UND  
ERHEBUNGSKOSTEN

Belastbare wissenschaftliche Schätzungen zu den Einnah-
men aus der von Zucman vorgeschlagenen Steuer gibt es 
bisher nicht. Zucman schlüsselt seine Schätzung für die Ein-
nahmen aus der Steuer nicht nach Ländern auf und schätzt 
die globalen Einnahmen nur sehr grob. Eine Schätzung von 

Stefan Bach4 enthält zwar einige wichtige Kennzahlen für 
Deutschland, weicht aber von den Annahmen Zucmans ab. 
Aus der Zusammenschau beider Quellen und weiterer Da-
ten schätzen wir, dass eine zweiprozentige Vermögensteu-
er je nach Annahmen über die Vermögen und die Ausge-
staltung etwa 15 bis 30 Milliarden Euro pro Jahr einbringen 
könnte. 

Die tatsächliche Höhe hängt vor allem von der Höhe der 
Vermögen und der Schwelle (Milliardär_innen oder Centi-
millionär_innen) ab. Ersetzt man die von Zucman vorge-
schlagene Freigrenze durch einen Freibetrag – stellt also die 
ersten Hundert Millionen bzw. die erste Milliarde steuerfrei 
– wären die Einnahmen 3 bis 6 Milliarden Euro niedriger. 
(Details siehe Anhang 1)

Inwieweit die den Schätzungen zugrundeliegenden Rei-
chenlisten den Ort der Steuerpflicht richtig abbilden ist un-
klar. Unsere Analysen zeigen aber, dass sehr wahrscheinlich 
nur ein relativ kleiner Teil der deutschen Milliardenvermögen 
nicht in Deutschland steuerpflichtig wäre (Alka und Traut-
vetter, 2024), umgekehrt wäre möglicherweise ein Teil der 
Vermögen von ausländischen Steuerpflichtigen in Deutsch-
land hier zu besteuern. Für die Steuerhinterziehung setzt 
Zucman eine Spanne von bis zu 20 Prozent an. Angesichts 
dessen, dass verstecktes, bisher unbesteuertes Vermögen 
auch in den Reichenlisten nur unzureichend abgebildet sein 
dürfte, scheint das konservativ gerechnet zu sein.

Eine von Gegner_innen der Vermögensteuer regelmäßig zi-
tierte Studie aus dem Jahr 1989 schätzt die Verwaltungs- 
und Befolgungskosten der alten Vermögensteuer auf rund 
32 Prozent. Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen be-
ziffert die Verwaltungskosten im Jahr 1993 mit nur 5,5 Pro-
zent der Steuereinnahmen. Die Kosten der Steuer hängen 
aber maßgeblich von der Anzahl der Steuerpflichtigen so-
wie von der Höhe des Steuersatzes ab. Bei der bis 1996 er-
hobenen Vermögensteuer führte ein niedriger Freibetrag 
von nur 120.000 DM zu rund einer Million Steuerpflichti-
gen. Eine aktuellere Berechnung des Deutschen Institut für 
Wirtschaftsforschung erwartet bei einem Freibetrag von 1 
bis 2 Millionen Euro (je nach Ausgestaltung 150.000 bis 
4.350.000 Steuerpflichtige) und einem Steuersatz von 1 bis 
1,5 Prozent (Einnahmen von 15 bis 24 Milliarden Euro) Erhe-
bungskosten in Höhe von 4 bis 8 Prozent. Damit lägen die 
Kosten einer Vermögensteuer auf einem ähnlichen Niveau 
wie für die Einkommen- und Unternehmenssteuern (Bach 
und Thiemann, 2016). Bei der von Zucman vorgeschlage-
nen Mindeststeuer würde die Zahl der Steuerpflichtigen je 
nach Freibetrag bzw. Freigrenze auf etwa 5.000 oder sogar 
nur 250 sinken, bei ähnlich hohem Steueraufkommen. 

4	 Vergleiche https://x.com/SBachTax/status/1811288048384012601 (ab-
gerufen am 22.8.2024)
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POLITISCHE EMPFEHLUNGEN UND  
DER WEITERE G20-PROZESS

Politische Empfehlungen und der weitere G20-Prozess

Die wachsende Kluft zwischen einem kleinen, superreichen 
Teil der Bevölkerung und allen anderen Bevölkerungsgrup-
pen bedroht nicht nur den sozialen Zusammenhalt, sondern 
auch die Grundlagen der Demokratie. Die vorgeschlagene 
Steuer würde für mehr Steuergerechtigkeit sorgen und das 
Wachstum der Vermögenskonzentration und der Milliarden-
vermögen zumindest bremsen.

Für Deutschland ist die Einführung einer Vermögensteu-
er von zwei Prozent mit der Möglichkeit der Anrechen-
barkeit bereits gezahlter persönlicher Einkommensteuer ei-
ne sinnvolle und rechtlich unproblematische Lösung. Da-
durch kann die Progressivität der Besteuerung besonders 
hoher Einkommen wiederhergestellt werden. Diese Steuer 
könnte erhebliche Einnahmen generieren, ohne einen un-
verhältnismäßig hohen Erhebungsaufwand zu verursachen. 
Der Freibetrag bzw. die Freigrenze sollte empirisch geprüft 
und gut begründet werden. Alternativ könnten Reformen 
bei der Besteuerung von thesaurierten Gewinnen und Im-
mobilien in Betracht gezogen werden. 

Eine europäische Vermögensteuer steht vor hohen 
rechtlichen und politischen Hürden. Aber die Vergangenheit 
hat gezeigt: Wo ein Wille ist, ist auch ein Weg. Die Bemü-
hungen der europäischen Bürgerinitiative sind ein weiteres 
Zeichen für den globalen Sinneswandel.

Die G20-Finanzminister_innen haben zuletzt am 25. Juli 
2024 über die brasilianische Initiative zur gerechten Besteu-
erung von Hochvermögenden und den Vorschlag von Zuc-
man beraten. Ihre gemeinsame Erklärung zur internationa-
len Steuerkooperation greift die Initiative zwar auf, enthält 
aber keinen konkreten Arbeitsauftrag an die OECD.5 Statt-
dessen soll sich die Kooperation vor allem darauf fokussie-
ren, Steuerhinterziehung und aggressive Steuervermeidung 
entschiedener zu bekämpfen, die Einhaltung nationaler Re-
geln zu stärken und nationale Reformbemühungen zu un-
terstützen. In diesem Sinne hat sich Deutschland auch bei 
den Verhandlungen zu einer internationalen Steuerkonven-

5	 Vergleiche The Rio de Janeiro G20 Ministerial Declaration on Inter-
national Tax Cooperation (https://www.oecd.org/en/about/news/
press-releases/2024/07/statement-by-the-oecd-secretary-gen-
eral-g20-tax-declaration.html#:~:text=and%20Profit%20Shift-
ing.-,The%20Rio%20de%20Janeiro%20G20%20Ministerial%20
Declaration%20on%20International%20Tax,on%20Transpar-
ency%20and%20Exchange%20of (abgerufen am 22.08.2024)

tion auf Ebene der UN positioniert. Der Fokus dabei sollte 
auf der Verbesserung des Datenaustauschs und der Weiter-
entwicklung der Doppelbesteuerungsabkommen liegen. Zu 
allererst sollten die Regierungen und die Wissenschaft die 
Erfassung von Milliardenvermögen und die Analysen ihrer 
Besteuerung nicht länger Journalist_innen und Vermögens-
berater_innen überlassen, sondern eigene und zuverlässige 
Daten erheben und veröffentlichen. Mit seinen Analysen ha-
ben Zucman, das EU Tax Observatory und das World Ine-
quality Lab einen ersten wichtigen Schritt in diese Richtung 
getan.
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ANHANG 1

DETAILS ZUR AUFKOMMENSSCHÄTZUNG

Nach unserer Schätzung könnte eine zweiprozentige Ver-
mögensteuer je nach Annahmen über die Vermögen und 
die Ausgestaltung in Deutschland zwischen 11 und 28 Milli-
arden Euro pro Jahr einbringen. Wesentliche Faktoren für 
die Höhe der Einnahmen sind:

Der Wert des Vermögens: Laut Forbes gibt es in Deutsch-
land 133 Milliardär_innen mit einem Vermögen von 647 Mil-
liarden US-Dollar. Unserer auf der Reichenliste des Manager 
Magazins basierenden Analyse zufolge gibt es sogar mindes-
tens 255 Milliardärshaushalte. Deren Vermögen ist im Mana-
ger Magazin nach unserer Analyse aber um 50 bis 100 Pro-
zent unterschätzt (Jirmann und Trautvetter, 2023). Der Wert 
der Milliardenvermögen dürfte also zwischen 600 und 1.200 
Milliarden Euro liegen. Der geschätzte Wert des deutschen 
Betriebsvermögens als wesentliche Grundlage für die Schät-
zung der großen Vermögen schwankt zwischen 1,5 Billionen 
Euro (offizielle Statistik basierend auf Haushaltsbefragungen) 
und vier Billionen Euro (Giovanazzi und Victor, 2024). Wel-
cher Wert letztlich realistischer ist, hängt auch von der Aus-
gestaltung der Steuer ab. Das deutsche Bewertungsgesetz 
richtet sich zwar nach dem Marktwert, sieht aber beispiels-
weise großzügige Abschläge für Verfügungs- und Abfin-
dungsbeschränkungen vor (§ 13a Abs. 9 ErbStG).

Tabelle 3
Aufkommensschätzung einer zweiprozentigen Vermögensteuer

Quelle: Eigene Berechnung

Minimum Maximum Anmerkung

2% vom Vermögen der Milliardär_innen 12 18
Minimum basierend auf Forbes/Manager 
Magazin; Maximum mit 50% Unterbewertung

Freibetrag statt Freigrenze –3 –6 150 bis 300 Milliardär_innen

Anrechenbare Steuern –2 –3
Zucman schätzt den Anteil auf 0,3% vom 
Vermögen

2% vom Vermögen der Centimillionär_innen 20 40
Stefan Bach schätzt das Vermögen auf 1.527 
Milliarden Euro

Freibetrag statt Freigrenze –3 –6
3.000 bis 6.000 Centimillionär_innen, inklusive 
verringerter Freibetrag bei Milliardären

Anrechenbare Steuern –13 –26
Zucman schätzt den Anteil auf 1,2% vom 
Vermögen

Gesamt (Freigrenze) 17 28 (Vorschlag Zucman)

Gesamt (Freibetrag) 11 16 (Deutsche Vermögensteuer)

	– Freigrenze oder Freibetrag: Zucman schlägt eine 
Freigrenze vor, d. h. Menschen mit einem Vermögen 
über dieser Grenze zahlen die Steuer auf ihr gesamtes 
Vermögen. Geht man – wie bei der deutschen Vermö-
gensteuer – von einem Freibetrag aus, wären bei 250 
Milliardär_innen 250 Milliarden Euro steuerfrei.

	– Anrechenbare Einkommensteuern: Basierend auf 
den vorhandenen Steuerdaten aus den Beispielländern 
schätzt Zucman, dass Milliardär_innen bezogen auf ihr 
Vermögen derzeit rund 0,3 Prozent Steuern zahlen und 
Centi-Millionär_innen rund 1,2 Prozent. Für Deutschland 
gibt es keine vergleichbaren Daten über die Einkom-
mensteuerzahlungen der Superreichen. 

	– Höhe der Grenze: Zucman schätzt die Zahl der Centi-
millionär_innen für Europa auf 8.290 (Wealth Tax Simu-
lator, 2024), veröffentlicht aber keine eigenen Schätzu-
ngen zur Zahl der Centimillionär_innen und deren 
Vermögen für Deutschland. Nach seiner Schätzung 
liegt das Vermögen der Centimillionär_innen weltweit 
knapp über dem der Milliardär_innen. Schätzungen der 
Boston Consulting Group zufolge gibt es in Deutschland 
etwa 3.300 Personen mit einem Nettofinanzvermögen 
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Anhang 1

von mehr als 100 Millionen US-Dollar (BCG, 2024). Ste-
fan Bach6 schätzt die Zahl der Centimillionär_innen für 
Deutschland dagegen auf 4.664 und ihr Vermögen auf 
1.527 Milliarden Euro, extrapoliert diesen Wert aber aus 
den lückenhaften Haushaltsbefragungen und den im 
Manager Magazin unterschätzten Milliardenvermögen. 
Der Wert der Vermögen dürfte also zwischen 1.000 
und 2.000 Milliarden Euro liegen, möglicherweise aber 
noch darüber.

	– Ort der Steuerpflicht: Die journalistischen Reichen-
listen kombinieren Informationen über Geburtsort, 
Nationalität und Wohnort, allerdings nicht zum Ort 
der Steuerpflicht. Um zu beurteilen, wo das Vermö-
gen steuerpflichtig ist, bräuchte man detaillierte Infor-
mationen über die Struktur des Vermögens und muss 
Annahmen über die Ausgestaltung der Steuer treffen. 
Das Recht für die Besteuerung ausländischer Immobil-
ien ist beispielsweise in vielen Doppelbesteuerungsab-
kommen auf den ausländischen Staat übertragen, 
umgekehrt umfasste die deutsche Vermögensteuer 
auch in Deutschland ansässige Unternehmen in der 
Hand von ausländischen Steuerpflichtigen. Unsere 
Analysen zeigen, dass ein Großteil der deutschen Mil-
liardenvermögen in Deutschland steuerpflichtig sein 
dürfte (Alka und Trautvetter, 2024).

	– Steuervermeidung und -hinterziehung: Zucman 
rechnet mit bis zu 20 Prozent Einnahmeausfällen durch 
Ausweichreaktionen. Allerdings ist fraglich, ob das 
anonyme und steuerlich nicht erfasste Auslandsvermö-
gen in den bestehenden Vermögensschätzungen nicht 
ohnehin schon fehlt.

6	  Vergleiche https://x.com/SBachTax/status/1811288048384012601 
(abgerufen am 22.8.2024)
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MILLIARDÄR_INNEN GERECHT BESTEUERN 
Eine deutsche Perspektive auf den brasilianischen G20-Vorschlag  

zu einer global koordinierten Steuer für Hochvermögende

Im Auftrag der brasilianischen G20 Präsi-
dentschaft hat der Ökonom Gabriel Zuc-
man im Juni 2024 einen Vorschlag für ei-
ne global koordinierte Mindeststeuer für 
Hochvermögende vorgelegt. Nach sei-
nen Berechnungen würde eine zweipro-
zentige Steuer auf ihr Vermögen unter 
Einrechnung ihrer bisherigen Steuerzah-
lungen einem Steuersatz von ungefähr 
50 Prozent auf ihre Einkommen entspre-
chen. In den meisten Ländern würde sie 
also dafür sorgen, dass Superreiche ähn-
liche Steuer- und Abgabensätze zahlen, 
wie die Mittelschicht und sie würde Ver-
mögensanhäufung ähnlich besteuern 
wie Vermögensaufbau durch Arbeit. 

Allein von den in der Forbes-Liste erfass-
ten Milliardär_innen würde sie weltweit 
242 Milliarden US-Dollar zusätzliche Ein-
nahmen generieren. Bei einer Freigrenze 
von 100 Millionen wären es sogar 377 
Milliarden. Bei einer konsequenten Um-
setzung dürften die tatsächlichen Ein-
nahmen noch deutlich höher sein.

Die Autor_innen untersuchen die Um-
setzungsmöglichkeiten in Deutschland 
und kommen zu dem Schluss, dass eine 
solche Steuer auch hier für mehr Steuer-
gerechtigkeit sorgen würde. Aus ihrer 
Sicht wäre ihre Umsetzung rechtlich un-
problematisch. Sie schätzen, dass sie je 
nach Ausgestaltung Einnahmen von 11 
bis 28 Milliarden Euro einbringen und 
nur etwa 250 bis 5.000 Haushalte be-
treffen würde. Vor diesem Hintergrund 
ergeben sich entsprechend geringe Er-
hebungskosten. Die Autor_innen erläu-
tern, dass nötige Bewertungsgrundla-
gen und Abwehrmaßnahmen gegen 
Steuerflucht in Deutschland bereits 
weitgehend vorhanden sind. Trotzdem 
würde Deutschland aus ihrer Sicht von 
einem verbesserten Datenaustausch 
und einer Erweiterung der bisher in  
den Doppelbesteuerungsabkommen be- 
schränkten Besteuerungsrechte, vor al-
lem aber von europäischen und interna-
tionalen Anstößen profitieren.
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